
Entscheidungsinhalte und Entscheidungswirkungen 

Normenkontrollentscheidungen, denen Art. 55 des noch nicht sank­
tionierten Staatsgerichtshof-Gesetzes "Gesetzeskraft" zuerkennt, er­
langen dadurch aber nicht "Gesetzes- oder Verordnungsqualität". Sie 
bleiben Richterspruch.218 "Gesetzeskraft" bedeutet lediglich, dass sol­
chen Entscheidungen des Staatsgerichtshofes die Kraft von Gesetzen 
zukommt, die darin besteht, dass sie allgemein dem Bürger und der 
Bürgerin gegenüber verbindlich sind. In dieser Umschreibung stimmt 
die Gesetzeskraft mit der "gesetzeseigentümlichen" Allgemeinverbind­
lichkeit überein.219 

Die Gesetzeskraft wird im deutschen Schrifttum insoweit der mate­
riellen Rechtskraft gleichgesetzt, als diese "für und wider jedermann" 
wirke, m.a.W. den Adressatenkreis über die Verfahrensbeteiligten hin­
aus ausdehne. Dieser Gleichstellung wird mit dem Argument wider­
sprochen und die Gesetzeskraft gegenüber der materiellen Rechtskraft 
dadurch abgegrenzt, dass das aufgehobene Gesetz in jedwedem 
Rechtsverkehr als ungültig anzusehen sei. Die Rechtskraft "mit Wir­
kung für jedermann"220 schliesse dagegen lediglich aus, dass in einem 
Folgeprozess die entschiedene Frage der Verfassungsmässigkeit des ge­
prüften Gesetzes erneut oder abweichend beurteilt werde.221 

218 So für Deutschland Horst Säcker, Gesetzgebung durch das BVerfG - das BVerfG und 
die Legislative, in: Tutzinger Schriften zur Politik, Bd. 3, S. 189 (193 f.); Ulrich Scheu­
ner, Das Bundesverfassungsgericht und die Bindungskraft seiner Entscheidungen, 
S. 645, meint, dass es sich um echte Rechtsprechung, das heisst, um autoritative Ent­
scheidung einer Rechtsfrage in einem geregelten Verfahren handle. 

219 Vgl. Klaus Lange, Rechtskraft, Bindungswirkung und Gesetzeskraft der Entscheidun­
gen des Bundesverfassungsgerichts, in: JuS 1978, S. 1 (6). Nach Ulrich Scheuner, Das 
Bundesverfassungsgericht und die Bindungskraft seiner Entscheidungen, S. 645, ist das 
Wort "Gesetzeskraft" irreführend. Es entspringe dem Gedanken, dass die gerichtliche 
Entscheidung über eine Norm den Rang dieser Norm haben müsse. Diese Vorstellung 
sei nicht folgerichtig. Sei ein Gesetz oder selbst eine "verfassungswidrige Verfassungs­
norm" unwirksam, so äusserten sie keinerlei Rechtswirkung und es bedürfe weder der 
Gesetzes- noch einer Verfassungskraft, um das festzustellen. 

220 Im deutschen Schrifttum ist die Rede von der Rechtskraft "für und wider jedermann". 
Vgl. etwa Klaus Vogel, Rechtskraft und Gesetzeskraft der Entscheidungen des Bundes­
verfassungsgerichts, S. 613. 

221 Klaus Rennert zu § 31 Verbindlichkeit der Entscheidungen, in: Umbach/Clemens, 
Bundesverfassungsgerichtsgesetz, S. 530 (559/Rdnr. 98). 
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